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Arbeitnehmer in Quarantäne - und der Arbeitgeber zahlt 

Quelle: Wittig Ünalp Rechtsanwälte PartGmbB 

Darf ein Unternehmen seine Mit-

arbeitenden selbst in Quarantäne 

schicken? Und muss es dann das 

Gehalt weiterzahlen? Über diese 

Fragen hatte das Arbeitsgericht 

Dortmund zu entscheiden. Die 

Arbeitsrechtskanzlei Wittig Ünalp 

erklärt den Fall. 

Zwei Eheleute, 

die beide beim 

selben Arbeit-

 

-.--  " geber arbeiten, 

machten für fünf 

Tage Urlaub in 

Tirol. Noch wäh-

rend ihres Aufent-

halts stufte das 

Robert-Koch-Insti-

tut Österreich als 

Corona-Risiko-

gebiet ein. Nach 

seiner Rückkehr 

wollte der Mann wieder zur Arbeit 

gehen, denn es lag keine offizielle 

Aufforderung des Gesundheitsamtes 

vor, sich in Quarantäne zu begeben. 

Das Unternehmen forderte ihn 

daraufhin auf, 14 Tage der Arbeit 

fernzubleiben, und zwar unbezahlt. 

Daraufhin verklagte der Arbeitneh-

  

mer das Unternehmen, da ihm sei-

ner Meinung nach der Lohn für 

62,5 Stunden zustand. Das Unter-

nehmen argumentierte, es hätte 

keine andere Möglichkeit gesehen, 

die Kolleginnen und Kollegen zu 

schützen. Die Risiko einer Reise 

nach Österreich sei bekannt gewe-

sen, der Arbeitnehmer habe sich 

also grob fahrlässig verhalten. 

Das Arbeitsgericht Düsseldorf 

entschied, dass die Anordnung der 

Quarantäne durch das Unterneh-

men zulässig gewesen sei. Aller-

dings habe das Unternehmen das 

Gehalt zu zahlen, weil der Arbeits-

ausfall in diesem Fall zum betrieb-

lichen Risiko gehöre. Konkret stellte 

das Arbeitsgericht Dortmund fest: 

„Beschließt nämlich ein Arbeit-

geber aus eigenem Antrieb, seinen 

Betrieb zu schließen oder einen  

oder mehrere Arbeitnehmer zum 

Schutz der sonstigen Belegschaft 

in ,Quarantäne' zu schicken, trägt 

er nach den Grundsätzen der 

Betriebsrisikolehre das Vergü-

tungsrisiko. Dies gilt (...) selbst 

dann, wenn die Störung - wie im 

Fall des Coronavirus SARS-CoV-2 -

nicht aus einer vom Arbeitgeber 

beeinflussbaren Gefahrensphäre 

stammt." 

„Anders wäre der Fall zu beurtei-

len, wenn eine Quarantäne behörd-

lich vorgeschrieben oder der Arbeit-

nehmer wissentlich in ein Risikoge-

biet gefahren wäre", sagt Maximi-

lian Wittig, Fachanwalt für Arbeits-

recht sowie Partner der Kanzlei Wit-

tig Ünalp. „Unternehmen sollten 

sich arbeitsrechtlich beraten lassen, 

bevor sie bei solchen Fällen über die 

Entgeltfortzahlung entscheiden." 

Dr. Dietmar Janzen, Rechtsanwalt, Steuer-

 

berater und Partner der Münsteraner 
Kanzlei HLB Schumacher. 

Zum 1. August wurde das Geldwäschegesetz, 

das auch die Meldepflicht zum Transparenzregis-

ter umfasst, weiter verschärft. Künftig müssen 

alle wirtschaftlich Berechtigten von juristischen 

Personen (GmbH, AG, etc.) und eingetragenen 

Personengesellschaften (KG, OHG) - unabhän-

gig von Eintragungen in anderen Registern (und 

damit insbesondere unabhängig vom Handels-

register) - zum Transparenzregister gemeldet 

werden. „Mithin sind sämtliche Gesellschaften in 

Form der GmbH, UG und AG sowie auch KG, 

GmbH & Co. KG und OHG künftig aktiv ver-

pflichtet, Angaben zu den wirtschaftlich Berech-

tigten dem Transparenzregister zur Eintragung 

mitzuteilen", erklärt Dr. Dietmar Janzen, Rechts-

anwalt, Steuerberater und Partner der Münstera-

  

ner Kanzlei HLB Schumacher. Dies gelte nun-

mehr auch für die „Ein-Mann-GmbH & Co. KG", 

die bislang nicht eintragungspflichtig war. 

Derzeit nach wie vor nicht eintragungspflich-

tig sind Gesellschaften bürgerlichen Rechts 

(GbR). Diese müssen sich weiterhin nicht im 

Transparenzregister eintragen, da das Geld-

wäschegesetz (bisher) nur eingetragene Perso-

nengesellschaften wie KG, OHG und Partner-

schaftsgesellschaft adressiert. Zu beachten ist 

aber, dass im Rahmen der derzeit gleichzeitig 

stattfindenden großen Reform des Personenge-

sellschaftsrechts („MoPeG" - Personengesell-

schaftsreformgesetz) künftig auch für die GbR 

ein Gesellschaftsregister geschaffen wird, sodass 

auch darin registrierte GbR künftig als „eingetra-

gene Personengesellschaften" im Sinne des § 20 

GWG transparenzregisterpflichtig sein dürften. 

Hier gilt es die weitere Entwicklung im Auge zu 

behalten. 

Das Transparenzregister war 2017 im Rah-

men der Umsetzung verschiedener EU-Geld-

wäsche-Richtlinien eingeführt worden. Kapital-

gesellschaften, eingetragene Personengesell-

  

schaften, Stiftungen und Vereine müssen darin 

Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten 

ihrer Organisation zugänglich machen. Die 

Unternehmen sind hiernach verpflichtet, die 

Angaben ihrer wirtschaftlich Berechtigten „ein-

zuholen, aufzubewahren, auf aktuellem Stand zu 

halten und der registerführenden Stelle unver-

züglich zur Eintragung in das Transparenzregis-

ter mitzuteilen". 

Für die Eintragung der bislang noch nicht 

Verpflichteten gelten zwar erhebliche Über-

gangsfristen, jedoch sollte die Eintragung nicht 

versäumt werden, warnt Dr. Janzen. „Verstöße 

können als Ordnungswidrigkeiten geahndet und 

mit Geldbußen von bis zu 100000 Euro belegt 

werden", sagt er. Unternehmen in der Rechts-

form der AG, SE und KGaA wird eine Übergangs-

frist bis spätestens 31.03.2022 gewährt. Unter-

nehmen in der Rechtsform der GmbH und UG 

müssen die Eintragung spätestens bis zum 30. 

Juni 2022, (GmbH & Co.) KG und OHG spätes-

tens bis zum 31. Dezember 2022 vornehmen, 

sofern die nicht bereits schon zuvor zur Eintra-

gung verpflichtet waren. 

Strengere Regeln beim Geldwäschegesetz 
und Transparenzregister 
Ca. 1,9 Mio. weitere Unternehmen müssen Meldungen 
an das Transparenzregister machen 
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